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98. Bundesgesetz: Preistreibereigesetznovelle.
99. Verordnung: Einhebung von Ausgleichsbeiträgen und Gewährung von Zuschüssen nach dem Milchwirtschafts-

gesetz.
1 0 0 . Verordnung: Änderung der Grenzen der Gerichtsbezirke Neufelden und Rohrbach.
1 0 1 . Verordnung: Außerkrafttreten von Bestimmungen des Rebenverkehrsgesetzes.
1 0 2 . Kundmachung: Beitritt des Fürstentums Liechtenstein zum Pariser Unionsvertrag vom 20. März 1883 zum

Schutze des gewerblichen Eigentums in der Londoner Fassung vom 2. Juni 1934 und zum Madrider
Abkommen vom 14. April 1891, betreffend die internationale Registrierung von Fabriks- oder Handels-
marken in der Londoner Fassung 1934, sowie die Ausdehnung des örtlichen Geltungsbereiches des Pariser
Unionsvertrages zum Schutze des gewerblichen Eigentums in der Londoner Fassung 1934 auf das Gebiet
von Tanganyika.

9 8 . Bundesgesetz vom 4. April 1951,
womit das Preistreibereigesetz vom 31. März
1950, BGBl. Nr. 92, ergänzt und abgeändert

wird (Preistreibereigesetznovelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Bundesgesetz vom 31. März 1950, BGBl.

Nr. 92, über die Bestrafung der Preistreiberei
(Preistreibereigesetz), wird ergänzt und ab-
geändert wie folgt:

1. Nach § 9 wird folgende Bestimmung ein-
geschaltet:

„§ 9 a. Betriebe, in denen nach diesem Bundes-
gesetz gerichtlich oder verwaltungsbehördlich
strafbare Handlungen unter Umständen begangen
worden sind, die öffentliches Ärgernis zu erregen
geeignet sind, können, sofern der Betriebsinhaber
bereits einmal eine gerichtliche Verurteilung
wegen einer nach dem Bedarfsdeckungsstrafgesetz
in seiner jeweiligen Fassung oder nach diesem
Bundesgesetz strafbaren Handlung erlitten hat,
für die Dauer von sechs Monaten, jedoch nicht
über die rechtskräftige Beendigung des Straf-
verfahrens hinaus von den Sicherheitsbehörden
gesperrt werden. Die näheren Bestimmungen
werden durch Verordnung erlassen."

2. Der § 11 hat zu lauten wie folgt:
„Das Gericht kann auch die Veröffentlichung

des Urteils auf Kosten des Verurteilten aus-
sprechen. Diese Bestimmung gilt sinngemäß auch
für das Verwaltungsstrafverfahren, sofern ent-
weder der Täter bereits einmal wegen einer nach
diesem Bundesgesetz mit Strafe bedrohten Hand-
lung bestraft worden ist oder das unzulässige
Entgelt einen Betrag von 1500 S übersteigt."

3. Im § 15 ist die Zeitangabe „30. Juni 1951"
durch „30. Juni 1952" zu ersetzen.

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind
das Bundesministerium für Justiz, das Bundes-
ministerium für Inneres und das Bundesmini-
sterium für Handel und Wiederaufbau je nach
ihrem Wirkungskreis betraut.
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9 9 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 9. April
1951, betreffend die Einhebung von Aus-
gleichsbeiträgen und die Gewährung von
Zuschüssen nach dem Milchwirtschaftsgesetz.

Auf Grund des § 11 des Milchwirtschafts-
gesetzes, BGBl. Nr. 167/1950, wird verordnet:

Preisausgleichsbeiträge.

§ 1. (1) Das Ausmaß der Preisausgleichsbeiträge
richtet sich nach der Art der Verwendung und
Verwertung der Milch und der Erzeugnisse aus
Milch unter Berücksichtigung der Auszahlungs-
preise an die Lieferanten, der Verkaufserlöse
und der mit der Bearbeitung, Verarbeitung und
Verteilung gegebenen Kostenrechnung.

(2) Lieferungen von Rahm oder Erzeugnissen
aus Milch vom Erzeuger an Bearbeitungs- und
Verarbeitungsbetriebe sind in Milchkilogramm
umzurechnen, wobei je kg Rahm oder je kg
eines Erzeugnisses aus Milch soviel kg Milch
anzunehmen sind als zur Herstellung dieses
Produktes nach dem vom Milchwirtschaftsfonds
(im folgenden Fonds genannt) unter Berück-
sichtigung der Produktionsbedingungen fest-
gesetzten Umrechnungsverhältnis benötigt wer-
den. Das Umrechnungsverhältnis kann auch in
Fetteinheiten oder in Milchliter ausgedrückt
werden.
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§ 2. (1) Die Verwaltungskommission des Fonds
setzt die Preisausgleichsbeiträge gesondert für
Milchgroßhandelsbetriebe, Milchgenossenschaften
und Milcherzeuger fest. Sie kann auch, soweit
dies sachlich gerechtfertigt ist, für einzelne
Kategorien von Bearbeitungs- und Verarbei-
tungsbetrieben verschieden hohe Preisausgleichs-
beiträge festsetzen.

(2) Preisausgleichsbeiträge für Milcherzeuger
k ö n n e n nach dem Stand des gehal tenen Milch-
viehs oder dem Umfange der erzeugten oder
der unmi t te lbar an Verbraucher abgegebenen
Milch pauschaliert werden .

(3) Die Preisausgleichsbeiträge sollen für einen
bes t immten Ze i t raum festgesetzt werden.

§ 3. Die Ausgleichsbeiträge sind von den
Leistungspflichtigen monatl ich selbst zu errech-
nen und unaufgefordert bis z u m 15. des nächst-
folgenden Monats auf das Postsparkassenkonto
des Milchwirtschaftsfonds einzuzahlen. Der
Fonds k a n n mi t den Beitragspflichtigen auch
eine andere Fo rm der Einzahlung vereinbaren.
Bei den Einzahlungen ist kenntl ich zu machen,
worauf sich die einzelne Zah lung bezieht. De r
Beitragspflichtige k a n n fällige Preisausgleichs-
beiträge gegen fällige Preisausgleichszuschüsse
aufrechnen.

§ 4. Preisausgleichsbeiträge haben auch U n t e r -
nehmungen zu entr ichten, denen ein Einzugs-
oder Versorgungsgebiet nicht zugewiesen wurde ,
insbesondere dann, wenn Lieferungen v o n Milch
oder Erzeugnissen aus Milch außerhalb einer
gemäß § 7 Abs. 1 des Milchwirtschaftsgesetzes
festgelegten Liefermenge erfolgen.

Transportausgleichsbeiträge.

§ 5. (1) Die Bestimmungen der §§ 1 bis 4
gelten sinngemäß für die Ar t der Festsetzung,
das Ausmaß, die Verrechnung, Einhebung und
Einzahlung der Transportausgleichsbeiträge.
Transportausgleichsbeiträge können auch über
den wirtschaftlichen Zusammenschluß, dem der
Beitragspflichtige als Mitglied angehört , ein-
gehoben werden.

(2) Die Transportausgleichsbeiträge sind ge-
sondert von den Preisausgleichsbeiträgen zu ver-
rechnen und zu verwalten.

Zuschüsse.

§ 6. Zuschüsse gemäß den §§ 4 und 5 des
Milchwirtschaftsgesetzes werden höchstens in dem
Ausmaße gewährt-, das zur Erreichung eines mög-
lichst "einheitlichen Auszahlungspreises an die
Milchlieferanten unter Berücksichtigung der
Kostenrechnung, wie sie für die Bemessung der
Ausgleichsbeiträge maßgebend war (§. 1 Abs. 1)
sowie un te r Rücksichtnahme auf die Quali tät
der Produkte unbedingt erforderlich ist.

§ 7. (1) Der Fonds kann den nach § 7 Abs. 1
des Milchwirtschaftsgesetzes zuschußberechtigten
Betrieben Zuschüsse für eine bestimmte Ar t der
Verwendung oder Verwer tung der Milch in
Gruppen oder einzeln, einmalig oder für einen
best immten Zei t raum gewähren.

(2) Betriebe, die sich u m Zuschüsse bewerben
oder denen Zuschüsse gewährt werden, haben
dem Fonds auf Verlangen alle Nachweise zu
erbringen, die zur Beurteilung der Zuschuß-
gewährung erforderlich sind. Die Gewährung
eines Zuschusses kann insbesondere verweigert
werden, wenn die geforderten Nachweise nicht
oder nur mangelhaft erbracht werden.

(3) Der Fonds ist verpflichtet, allen Betrieben,
die zur Leistung von Preisausgleichsbeiträgen
herangezogen werden, die Bedingungen, un te r
denen Preisausgleichs-, Verarbeitungs- oder
Werbungszuschüsse gewährt werden, schriftlich
bekanntzugeben.

§ 8. (1) Die Grundsätze, die für die Ge-
währung von Zuschüssen gemäß den §§ 6 und 7
gelten, sind sinngemäß auch für die Gewährung
von Transportausgleichszuschüssen anzuwenden.

(2) Eine Transpor tkos tenvergütung darf jedoch
nicht gewährt werden für den Bezug oder für
die Lieferungen von Milch oder Erzeugnissen
aus Milch, die entgegen den Bestimmungen des
§ 7 des Milchwirtschaftsgesetzes erfolgen sowie
für unwirtschaftliche Lieferungen dieser P ro -
dukte (§ 5 Abs. 4 des Milchwirtschaftsgesetzes).

§ 9. Die Bestimmungen der §§ 2 bis 4 der
Verordnung vom 16. September 1950, BGBl.
N r . 189, betreffend vorläufige Maßnahmen zur
Verwal tung des Milchwirtschaftsfonds und zur
Durchführung seiner Aufgaben, in der Fassung
der Verordnung BGBl. N r . 45/1951, t re ten
außer Kraft.

Kraus

1 0 0 . Verordnung der Bundesregierung vom
10. April 1951, betreffend Änderung der
Grenzen der Gerichtsbezirke Neufelden und

Rohrbach.

Auf Grund des § 8 Abs. 5 lit. d des Über-
gangsgesetzes vom 1. Oktober 1920, in der
Fassung des BGBl. Nr. 368 vom Jahre 1925,
wird mit Zustimmung der oberösterreichischen
Landesregierung verordnet:

§ 1. Die Gemeinde Arnreit wird aus dem Ge-
richtsbezirk Neufelden ausgeschieden und dem
Gerichtsbezirk Rohrbach zugewiesen.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit dem 1. Juli
1951 in Kraft.
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1 0 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Land- und Forstwirtschaft vom 18. April
1951 über das Außerkrafttreten von Bestim-
mungen des Rebenverkehrsgesetzes, BGBl.

Nr. 108/1948.
Auf Grund des § 14 Abs. 3 des Bundesgesetzes

vom 21. April 1948, BGBl. Nr. 108, über den
Schutz des Verkehrs mit Reben (Rebenverkehrs-
gesetz) wird verordnet:

Die Bestimmungen des § 14 Abs. 2 des Reben-
verkehrsgesetzes werden hinsichtlich der Ver-
edlungen mit Wirksamkeit vom 1. Juli 1951
außer Kraft gesetzt.

Kraus

102. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 7. April 1951, betreffend den Beitritt
des Fürstentums Liechtenstein zum Pariser
Unionsvertrag vom 20. März 1883 zum
Schutze des gewerblichen Eigentums in der
Londoner Fassung vom 2. Juni 1934 und
zum Madrider Abkommen vom 14. April
1891, betreffend die internationale Regi-
strierung von Fabriks- oder Handelsmarken
in der Londoner Fassung 1934, sowie die
Ausdehnung des örtlichen Geltungsbereiches
des Pariser Unionsvertrages zum Schutze des
gewerblichen Eigentums in der Londoner
Fassung 1934 auf das Gebiet von Tanganyika.

Nach einer Mitteilung der Regierung der
schweizerischen Eidgenossenschaft vom 16. Jänner

1951 ist das Fürstentum Liechtenstein dem
Pariser Unionsvertrag vom 20. März 1883
zum Schutze des gewerblichen Eigentums,
revidiert in Brüssel am 14. Dezember 1900,
in Washington am 2. Juni 1911, im Haag am
6. November 1925 und in London am 2. Juni
1934 (BGBl. Nr. 7/1948) und dem Madrider
Abkommen vom 14. April 1891, betreffend die
internationale Registrierung von Fabriks- oder
Handelsmarken, revidiert in Brüssel am 14. De-
zember 1900, in Washington am 2. Juni 1911,
im Haag am 6. November 1925 und in
London am 2. Juni 1934 (BGBl. Nr. 8/1948)
beigetreten. Gemäß den Art. 16 und 18 (3) des
Pariser Unionsvertrages sowie den Art. 11 (1)
und 12 (3) des Madrider Abkommens sind diese
Beitritte am 28. Jänner 1951 in Kraft getreten.

Der gleichen Mitteilung zufolge hat die Re-
gierung des Vereinigten Königreiches von Groß-
britannien und Nordirland der Regierung der
schweizerischen Eidgenossenschaft angezeigt, daß
der Pariser Unionsvertrag vom 20. März 1883
zum Schutze des gewerblichen Eigentums in der
Londoner Fassung vom 2. Juni 1934 auf das
Gebiet von Tanganyika anwendbar sein soll.
Gemäß Art. 16 bis des Pariser Unionsver-
trages ist dieser seit dem 28. Jänner 1951 auf
dem Gebiet von Tanganyika anwendbar ge-
worden.
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